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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 28. Oktober 1996 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Indonesien 

über die Seeschiffahrt 


A. Zielsetzung 

Das Abkommen mit Indonesien trägt den heutigen wirtschaftlichen 
und schiffahrtspolitischen Erfordernissen der modernen internationa- 
len Seeschiffahrt Rechnung und wird auch der Entwicklung des Han- 
delsaustausches zugute kommen. Es ist das erste Schiffahrtsabkom- 
men des geeinten Deutschland mit Indonesien. Vertragliche Bezie- 
hungen im Schiffahrtsbereich bestanden seinerzeit nur zwischen der 
Republik Indonesien und der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik. 

Das Schiffahrtsabkommen ist eine gute Basis zur Vertiefung und Aus- 
weitung, insbesondere aber auch für den Ausbau bzw. die Konkreti- 
sierung wirtschaftlicher Kontakte, nicht nur für deutsche Schiffahrts- 
unternehmen, sondern auch für die deutsche Schiffsklassifikations- 
gesellschaft und Hafenconsultingfirmen. 


B. Lösung 

Mit dem am 28. Oktober 1996 Unterzeichneten Abkommen werden 
die für den Seeverkehr zwischen beiden Ländern notwendigen ord- 
nungspolitischen und technischen Regelungen auf der Grundlage der 
Dienstleistungsfreiheit und der Inländergleichbehandlung geschaffen. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Es entstehen keine Kosten. 

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preis- 
niveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, aus, da 
das Abkommen neben Fragen technischer Art der Abwicklung und 
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der Nutzung sowie der Rechtsgewährung auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Verwendung von Einnah- 
men durch Seeschiffahrtsunternehmen in konvertierbarer Währung 
aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt regelt, nicht aber deren Höhe. 

E. Sonstige Kosten (z. B. Kosten für Wirtschaft, Kosten für so- 
ziaie Sicherungssysteme) 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunterneh- 
men, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch 
bei sozialen Sicherungssystemen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 35/97 Bonn, den 14. Juli 1997 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 28. Oktober 1996 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Indonesien über die Seeschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 714. Sitzung am 4. Juli 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr, Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 28. Oktober 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Indonesien 
über die Seeschiffahrt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Jakarta am 28. Oktober .1996 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Repu- 
blik Indonesien über die Seeschiffahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 1 7 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkonnnnen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 3 
des Abkommens auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt 
wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 1 7 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunternehmen, insbe- 
sondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei sozialen Siche- 
rungssystemen. 

Das Gesetz wirkt sich weder auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, ins- 
besondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau, aus, da das Abkommen neben 
Fragen technischer Art der Abwicklung und Nutzung sowie der Rechtsge- 
währung auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur die Art und Weise der Ver- 
wendung von Einnahmen durch Seeschiffahrtsunternehmen in konvertierbarer 
Währung aus Dienstleistungen der Seeschiffahrt regelt, nicht aber deren Höhe. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Indonesien 
über die Seeschiffahrt 

Agreement 

between the Government of the Federal Republic of Germany 
and the Government of the Republic of Indonesia 
on Maritime Shipping 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Indonesien - 

in dem Wunsch, die Entwicklung der Seeschiffahrtsbeziehun- 
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Indonesien, die sich auf das beiderseitige Interesse dieser Län- 
der und die Freiheit ihres Außenhandels gründen, zu fördern und 
die internationale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet soweit wie 
möglich zu verstärken; 

in der Erkenntnis, daß der bilaterale Warenaustausch von 
einem wirksamen Dienstleistungsaustausch begleitet werden 
sollte - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bezeichnet der Ausdruck 

1 . „zuständige Seeschiffahrtsbehörde“ 

a) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe- 
rium für Verkehr und die ihm nachgeordneten Behörden, 

b) in der Republik Indonesien das Ministerium für Kommuni- 
kationswesen; 

2. „Schiff einer Vertragspartei“ jedes Schiff, das die Flagge einer 
Vertragspartei führt und in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften dieser Vertragspartei in ihr Register eingetragen 
ist. Der Ausdruck umfaßt nicht Kriegsschiffe und Fischerei- 
fahrzeuge; 

3. „Seeschiffahrtsunternehmen einer Vertragspartei“ ein Beför- 
derungsunternehmen, das in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Vorschriften seinen Sitz im Hoheitsgebiet der 
Vertragspartei hat und international Seeschiffe einsetzt; 

4. „Besatzungsmitglieder“ den Kapitän und jede Person, die 
während der Reise Aufgaben oder Dienste an Bord wahrzu- 
nehmen hat. Die Person muß Inhaber eines der in Artikel 1 1 
genannten Reisedokumente sein. Ihr Name muß in der 
Musterrolle aufgeführt sein; 

5. „Fahrgast“ jede Person an Bord eines Schiffes einer Ver- 
tragspartei, die weder an Bord beschäftigt ist noch in irgend- 
einer Weise dort Aufgaben ausübt, deren Name in der Fahr- 
gastliste aufgeführt ist und die Inhaber eines gültigen Reise- 
dokuments ist; 


The Government of the Federal Republic of Germany 
and 

the Government of the Republic of Indonesia, 

Desirous of promoting the development of the shipping reia- 
tions between the Federal Republic of Germany and the Repub- 
lic of Indonesia which is founded upon the reciprocal interests of 
these countries and upon the freedom of foreign trade, and of 
encouraging, as best as possible, international Cooperation in 
this field; 

Aware that the exchange of goods between their two countries 
shouid be accompanied by an effective exchange of Services, 


Have agreed as foiiows: 

Artikel 1 
Definitions 

For the purpose of this Agreement the term: 

1 . “Competent shipping authority” means: 

a) in the Federal Republic of Germany the Federal Ministry 
of Transport and its subsidiary bodies; 

b) in the Republic of Indonesia the Department of Communi- 
cations; 

2. “Vessei of a Contracting Party” means any vessel which flies 
the flag of a Contracting Party and has been entered in its 
register in accordance with the legal provisions of this Con- 
tracting Party. The term does not include warships and fish- 
ing vesseis; 

3. “Shipping Company of a Contracting Party” means a trans- 
port Company which has its domicile in the territory of the 
Contracting Party in accordance with its legal provisions and 
which empioys international sea-going ships; 

4. “Members of the crew” means the master and any person 
who during the voyage has to perform duties or Services on 
board the vessel. The persons have to hold the travel docu- 
ment{s) as specified in Article 11 of this Agreement. Their 
names have to be listed in the vessel’s muster list; 

5. “Passenger” means any person on board a vessel of either 
Contracting Party who is not employed or engaged in any 
duty on board that vessel and whose name is included in the 
passenger list of that vessei and who holds valid travel docu- 
ments; 
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6. „Hoheitsgebiet“ 

- in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland das Gebiet, 
in dem das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land angewandt wird, 

- in bezug auf die Republik Indonesien das Hoheitsgebiet, 
wie es dem Wortlaut ihrer Gesetze entsprechend fest- 
gelegt ist. 

Artikel 2 

Freiheit des Verkehrs 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung der 
Seeschiffahrt zwischen ihren beiden Ländern zu fördern. 

(2) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den dem internationalen Handelsverkehr geöffneten Häfen der 
beiden Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und Güter zwi- 
schen den Vertragsparteien sowie zwischen jeder von ihnen und 
Drittländern zu befördern. 

(3) Dieses Abkommen läßt die Rechte von Schiffen unter der 
Flagge eines Drittlandes auf Beteiligung an der Beförderung von 
Fahrgästen und Gütern im bilateralen Handel zwischen den Ver- 
tragsparteien unberührt. 

(4) Schiffe unter Flagge eines Drittlandes, die von den See- 
schiffahrtsunternehmen einer Vertragspartei in Übereinstimmung 
mit den geltenden Vorschriften dieser Vertragspartei eingesetzt 
werden, genießen ebenfalls die Vorrechte aus diesem Abkom- 
men. 

Artikel 3 

Internationale Verpflichtungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die Verpflichtungen aus 
anderen internationalen Übereinkünften, welche eine der Ver- 
tragsparteien geschlossen hat. 

Artikel 4 

Nichtdiskriminierung der Seeschiffahrtsunternehmen 

Auf der Grundlage des freien und fairen Wettbewerbs unterläßt 
jede Vertragspartei diskriminierende Handlungen jeder Art gegen 
Schiffe der anderen Vertragspartei. 

Artikel 5 
Regelungen 

betreffend Häfen und Hoheitsgewässer 

(1 ) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit in ihren Häfen, Hoheitsgewässern und anderen ihren 
Hoheitsbefugnissen unterliegenden Gewässern den Schiffen der 
anderen Vertragspartei die gleiche Behandlung wie ihren eigenen 
in der internationalen Seeschiffahrt eingesetzten Schiffen, insbe- 
sondere hinsichtlich des Zugangs zu den Häfen, während des 
Aufenthalts in den Häfen und beim Verlassen der Häfen, bei der 
Benutzung der Hafenanlagen für den Güter- und Fahrgastverkehr 
sowie hinsichtlich der Abgaben und Hafengebühren, des 
Zugangs zu allen Dienstleistungen und anderen bestehenden 
Einrichtungen. 

(2) Jede Vertragspartei gewährt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit in ihrem Hoheitsgebiet den Seeschiffahrtsunternehmen 
der anderen Vertragspartei günstige Bedingungen für die Einrich- 
tung von Vertretungsbüros und anderen Formen von Schiffahrts- 
tätigkeiten in Übereinstimmung mit den jeweils geltenden Inner- 
staatlichen Gesetzen und sonstigen Vorschriften. 

Artikel 6 

Unbeschränkter Transfer 

Jede Vertragspartei gewährt den Seeschiffahrtsunternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, im Hoheitsgebiet der 
ersten Vertragspartei erzielte Einnahmen aus Dienstleistungen 
der Seeschiffahrt im Hoheitsgebiet der ersten Vertragspartei für 


6. “Territory” means: 

- in respect of the Federal Republic of Germany, the area 
where the Basic Law (Grundgesetz) of the Federal Repub- 
lic of Germany is applicable; 

- In respect of the Republic of Indonesia, the territory means 
the territory of the Republic of Indonesia as defined in its 
laws. 

Article 2 

Freedom of Traffic 

(1) The Contracting Parties agree that they shall promote the 
development of maritime shipping between their two countries. 

(2) The vessels of either Contracting Party shall be erititied to 
sail between those ports of both Contracting Parties that are 
open to international trade, and to transport passengers and 
cargo between the Contracting Parties as well as between either 
of them and third countries. 

(3) Nothing in this Agreement shall prejudice the right of ves- 
sels flying the flag of a third country to participate in the carriage 
of passengers and cargo in the bilateral trade between the Con- 
tracting Parties. 

(4) Vessels flying the flag of a third country, operated by ship- 
ping Companies of a Contracting Party according to the applic- 
able legislation of that Party, shall also enjoy the Privileges arising 
from this Agreement. 


Articte 3 

International Commitments 

This Agreement shall not affect any commitment arising from 
other international agreements that may have been concluded by 
either of the Contracting Parties. 

Article 4 

Non-discrimination of Shipping Companies 

Based on the principle of free and fair competition each Con- 
tracting Party shall refrain from any discriminatory measure 
against a vessel of the other Contracting Party. 

Article 5 
Regulations 

concerning Ports and Territorial Waters 

(1) Either Contracting Party shall, on the basls of reciprocity, 
grant the vessels of the other Contracting Party the same treat- 
ment In Its ports, territorial waters and other waters under its 
jurisdiction as It grants to its own vessels operating in inter- 
national maritime shipping, especially regarding access to the 
ports, during their stay in the ports and when leaving them, in the 
use of the port facilities for passenger and cargo transport as well 
as regarding charges and port dues, Services and other facilities. 


(2) Either Contracting Party shall grant, on the basis of recipro- 
city, in its territory favourable conditions to the shipping Compa- 
nies of the other Contracting Party for the establishment of 
representative Offices and other forms of shipping activities In 
accordance with the respective national laws and regulations. 


Article 6 

Unrestricted Transfer 

Either Contracting Party shall grant the shipping Companies of 
the other Contracting Party the right either to use any receipts 
from shipping Services realized in the territory of the first Con- 
tracting Party towards shipping-related payments or to transfer 
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Zahlungen im Zusammenhang mit der Seeschiffahrt zu verwen- 
den oder in frei konvertierbarer Währung ins Ausland zu trans- 
ferieren. Der Transfer wird auf der Grundlage des amtlichen 
Wechselkurses und innerhalb der üblichen Frist vorgenommen. 

Artikel 7 

Vom Anwendungsbereich dieses 
Abkommens ausgeschlossene Bereiche 

Dieses Abkommen berührt nicht die geltenden Rechtsvor- 
schriften der Vertragsparteien über 

a) das Vorrecht der eigenen Flagge für die nationale Küsten- 
schiffahrt sowie Bergungs-, Bugsier-, Lots- und andere Dien- 
ste, die den eigenen Seeschiffahrt- oder sonstigen Unterneh- 
men sowie Staatsangehörigen Vorbehalten sind; es handelt 
sich jedoch nicht um Küstenschiffahrt, wenn ein Schiff einer 
Vertragspartei zwischen Häfen der anderen Vertragspartei 
fährt, um aus einem Drittland beförderte Güter und Fahrgäste 
zu löschen beziehungsweise auszuschiffen oder Güter und 
Fahrgäste zur Beförderung in ein Drittland an Bord zu neh- 
men; 

b) die Lotsannahmepflicht für Schiffe; 

c) Fahrzeuge, die Aufgaben des öffentlichen Dienstes wahrneh- 
men; 

d) Meeresforschungstätigkeiten; 

e) das Vorrecht der Seevermessung in den eigenen Hoheits- 
gewässern. 

Artikel 8 

Beachtung der Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sowie die Schiffe der See- 
schiffahrtsunternehmen jeder Vertragspartei unterliegen, solange 
sie sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei befinden, 
deren geltenden Gesetzen und sonstigen Vorschriften. Dies gilt 
insbesondere für die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften 
über das Ein- und Auslaufen der im internationalen Seeverkehr 
eingesetzten Schiffe in ihr oder aus ihrem Hoheitsgebiet sowie 
über den Betrieb und die Führung solcher Schiffe. 

(2) Fahrgäste, Besatzungsmitglieder und Versender von 
Gütern müssen die im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei gelten- 
den Gesetze und sonstigen Vorschriften über Einreise, Aufenthalt 
und Ausreise der Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, 
Ausfuhr und Lagerung von Gütern, insbesondere die Vorschriften 
über Landgang, Einwanderung, Zoll, Steuern und Quarantäne, 
einhalten. 

Artikel 9 

Erleichterung des Seeverkehrs 

Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Gesetze und 
Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beför- 
derung auf dem Seeweg zu erleichtern und zu fördern, unnötige 
Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die Erledigung 
der Zoll- und sonstigen in den Häfen zu beachtenden Formalitä- 
ten nach Möglichkeit zu beschleunigen und zu vereinfachen 
sowie den Gebrauch vorhandener Entsorgungseinrichtungen zu 
erleichtern. 

Artikel 10 

Gegenseitige Anerkennung von 
Meßbriefen und sonstigen Schiffspapieren 

(1) Die Vertragsparteien erkennen gegenseitig die Staats- 
zugehörigkeit von Schiffen auf der Grundlage der von den 
zuständigen Behörden einer der Vertragsparteien ordnungs- 
gemäß und in Übereinstimmung mit den einschlägigen interr 
nationalen Übereinkünften ausgestellten Schiffszeugnisse über 
die Registrierung an. 


such receipts abroad in freely convertible currency. Any such 
transfer is to be effected on the basis of the official rate of 
exchange and within the usual period of time. 

Article 7 

Areas excluded from the 
Scope of Application of this Agreement 

This Agreement shall not affect the legal provisions in force of 
either Contracting Party concerning: 

a) The privilege of the national flag relating to cabotage, salv- 
age, towage, pilotage and other Services which are reserved 
to the Contracting Parties’ own national shipping Companies 
or other Companies and to its citizens, however, the sailing of 
a vessel of one Contracting Party between ports of the other 
Contracting Party for the purpose of disembarking passen- 
gers and unloading cargo taken on in a third country or 
embarking passengers and loading cargo to be taken to a 
third country shall not be deemed to be cabotage; 

b) The Obligation to take a pilot on board; 

c) Vessels performing public Service functions; 

d) Marine research activities; 

e) The privilege of hydrographic survey In the Contracting Par- 
ties’ own territorial waters. 

Article 8 

Compliance with the Legai Provisions of 
the other Contracting Party in its Territory 

(1) The vessels of either Contracting Party as well as the ves- 
sels of the shipping Companies of either Contracting Party shall 
be subject - while in the territory of the other Contracting Party - 
to the latter’s laws and regulations. This shall apply especially to 
the laws and regulations relating to the entry into and departure 
from its territory of the vessels employed in international maritime 
shipping and to the Operation and command of such vessels. 

(2) The passengers, the members of the crew and the con- 
signors of cargo shall comply with the laws and regulations in 
force in the territory of either Contracting Party with respect to 
entry, stay and departure of passengers and members of the 
crew or import, export and storage of cargoes, especially with 
the provisions concerning shore leave, Immigration, customs, 
taxes and quarantine. 

Article 9 

Facilitation of Maritime Transport 

Within the framework of their laws and port regulations, the 
Contracting Parties shall take all necessary measures In order to 
facilitate and promote maritime transport, to prevent unneces- 
sary extension of periods of stay and expedite and simplify, if 
possible, customs Clearing and other formalities to be observed 
in the ports as well as to facilitate the utillzation of the existing 
disposal installations. 


Article 10 

Reciprocal Recognition of 
Tonnage Certificates and other Ship’s Documents 

(1) The Contracting Parties shall mutually recognize the nation- 
allty of vessels on the basis of the certificate of registry duly 
issued In accordance with pertinent international conventlons by 
the competent authorities of either Contracting Party. 
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(2) Die Vertragsparteien erkennen gegenseitig die von den 
zuständigen Behörden einer der Vertragsparteien ordnungs- 
gemäß und in Übereinstimmung mit den einschlägigen inter- 
nationalen Übereinkünften ausgestellten Schiffsmeßbriefe und 
sonstigen Schiffspapiere an. 

Artikeln 

Reisedokumente der Besatzungsmitglieder 

(1) Jede der Vertragsparteien erkennt die von den zuständigen 
Behörden der anderen Vertragspartei ordnungsgemäß aus- 
gestellten Reisedokumente der Besatzungsmitglieder an und 
gewährt den Inhabern dieser Dokumente die in Artikel 12 
genannten Rechte. Ergeben sich Änderungen in den Reisedoku- 
menten einer der Vertragsparteien, so sind diese der anderen 
Vertragspartei zur Anerkennung mitzuteilen. Diese wird gewährt, 
wenn das Dokument den internationalen Anforderungen für die 
Anerkennung als Seefahrtbuch genügt. 

(2) Die Reisedokumente sind für die Bundesrepublik Deutsch- 
land der Reisepaß oder das Seefahrtbuch und für die Republik 
Indonesien das Seefahrtbuch und der Reisepaß. 

(3) Für Besatzungsmitglieder aus Drittländern, die an Bord von 
Schiffen der Vertragsparteien arbeiten, gelten als Reisedoku- 
mente die von den zuständigen Behörden der Drittländer ausge- 
stellten betreffenden Dokumente, sofern sie den innerstaatlichen 
Anforderungen der jeweiligen Vertragspartei für die Anerkennung 
als Reisepaß oder Paßersatzpapier genügen. 

(4) Jede der Vertragsparteien verpflichtet sich zur formlosen 
Rückübernahme von Personen, die mit einem von ihnen aus- 
gestellten Ausweispapier im Sinne des Artikels 1 1 Absatz 1 in 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eingereist sind. 


Artikel 12 

Einreise, Durchreise 

und Aufenthalt von Besatzungsmitgliedern 

(1) Jede Vertragspartei gestattet den Besatzungsmitgliedern 
eines Schiffes der anderen Vertragspartei, die Inhaber eines der 
in Artikel 1 1 genannten Reisedokumente sind, während der Lie- 
gezeit des Schiffes in einem ihrer Häfen ohne Aufenthaltsgeneh- 
migung vor der Einreise (Visum) in Übereinstimmung mit den gel- 
tenden einschlägigen Gesetzen und sonstigen Vorschriften an 
Land zu gehen und sich im Gebiet des Hafenorts aufzuhalten. 
Erforderlich ist in diesen Fällen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und in der Republik Indonesien ein Landgangsausweis. 

^ (2) Jedes Besatzungsmitglied, das Inhaber eines der in Arti- 

kel 1 1 genannten Reisedokumente ist, darf nach Erteilung einer 
Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise (Visum) durch das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei in folgenden Fällen 
durchreisen: 

- zum Zweck seiner Heimschaffung; 

- um sich auf sein Schiff oder auf ein anderes Schiff zu begeben 

- oder aus einem anderen, von den zuständigen Behörden der 
anderen Vertragspartei als triftig anerkannten Grund. 

(3) Die nach Absatz 2 erforderliche Aufenthaltsgenehmigung 
(Visum) Ist unverzüglich zu erteilen. 

(4) Die zuständigen Behörden einer Vertragspartei gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Hoheitsgebiet dieser Ver- 
tragspartei in ein Krankenhaus eingeliefert wird, den für die 
stationäre Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(5) Beide Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Perso- 
nen, die unerwünscht sind, die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern, auch wenn diese Personen Inhaber eines der in Arti- 
kel 1 1 genannten Reisedokumente sind. 

(6) Die Bediensteten der diplomatischen Mission und der kon- 
sularischen Vertretung einer Vertragspartei sowie der Kapitän 
und die anderen Besatzungsmitglieder der Schiffe dieser Ver- 
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(2) The Contracting Parties shall mutually recognize the 
tonnage certificate and other ship documents duly issued in 
accordance with pertinent international conventions by the com- 
petent authorities of either Contracting Party. 

Article 1 1 

Travel Documents of Members of the Crew 

(1) Either of the Contracting Parties shall recognize the travel 
documents of members of the crew duly issued by the compe- 
tent authorities of the other Contracting Party and shall grant the 
holders of such documents the rights provided for in Article 12 of 
this Agreement. Should any change in travel documents of either 
Contracting Party occur such change has to be notlfied to the 
other Contracting Party for recognition. This shall be granted if 
the document meets the international requirements for the 
recognition of the seaman’s passport. 

(2) The travel documents shall be for the Federal Republic 
of Germany the passport or seaman’s passport and for the 
Republic of Indonesia the seaman’s book and passport. 

(3) For crew members of third countries working on board 
vessels of either Contracting Party, the travel documents shall be 
those issued by the competent third country authorities, pro- 
vided they meet the national requirements of the Contracting 
Party concerned for the recognition as a passport or passport 
Substitute. 

(4) Either Contracting Party undertakes to re-accept, without 
further formalities, persons who have entered the territory of the 
other Contracting Party with an identification document within 
the meaning of Article 1 1 paragraph 1 which was issued by the 
first Contracting Party. 

Article 12 
Entry, Transit 

and Stay of Members of the Crew 

(1) Either Contracting Party shall allow members of the crew of 
a vessel of the other Contracting Party who are holders of one of 
the travel documents specified in Article 1 1 of this Agreement to 
go ashore and to stay in the sea-port town during the period of 
stay of the vessel in the port of the former Contracting Party with- 
out requiring permission to stay prior to entry (visa) in accor- 
dance with the pertinent laws and regulations in force. In these 
cases a shore leave pass shall be required in the Federal Repub- 
lic of Germany and in the Republic of Indonesia. 

(2) Any member of the crew holding a travel document speci- 
fied in Article 11 of this Agreement shall be permitted, after 
having been granted permission to stay prior to entry (visa), to 
travel through the territory of the other Contracting Party: 

- for the purpose of travelling home; 

- in Order to go on board his ship or any other ship, or 

- for any other reason acceptable to the competent authorities 

of the other Contracting Party. 

(3) The permission to stay (visa) required in accordance with 
Paragraph 2 shall be issued without delay. 

(4) The competent authorities of either Contracting Party shall 
grant a member of the crew who is taken to a hospital in the ter- 
ritory of the Contracting Party concerned to stay as long as nec- 
essary for the purpose of in-patient treatment. 

(5) Both Contracting Parties shall reserve the right to refuse 
undesirable persons entry into their respective territory, even if 
these persons hold the travel document(s) specified in Article 1 1 
of this Agreement. 

(6) The Staff of the diplomatic missions and consular represen- 
tations of either Contracting Party and the master as well as the 
other members of the crew of the vessels of that Contracting 
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tragspartei sind berechtigt, unter Beachtung der im Aufenthalts- 
land geltenden einschlägigen Gesetze und sonstigen Vorschrif- 
ten miteinander in Verbindung zu treten und zusammenzutreffen. 

(7) Vorbehaltlich der Absätze 1 bis 6 bleiben die Regelungen 
der Vertragsparteien betreffend die Einreise, den Aufenthalt und 
die Ausreise von Ausländern unberührt. 

Artikel 13 

Vorkommnisse auf See 

(1) Wird ein Schiff einer Vertragspartei in den Hoheitsgewäs- 
sern oder Häfen der anderen Vertragspartei in einen Unfall ver- 
wickelt, so gewährt die letztere Vertragspartei dem Schiff, den 
Besatzungsmitgliedern, der Ladung und den Fahrgästen jede 
mögliche Hilfe nach Maßgabe der von beiden Ländern ratifizier- 
ten internationalen Seeschiffahrtsübereinkommen. Jede Ver- 
tragspartei notifiziert unverzüglich die Konsularbeamten, in ihrer 
Abwesenheit den diplomatischen Vertreter, der anderen Ver- 
tragspartei, wenn eines ihrer Schiffe in Seenot geraten ist, und 
unterrichtet sie über die getroffenen Maßnahmen, die Besat- 
zungsmitglieder, die Fahrgäste, das Schiff, die Ladung und die 
Vorräte. 

(2) Müssen die von dem in einen Seeunfall verwickelten Schiff 
entladene oder gerettete Ladung oder sonstigen Güter zeitweise 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei gelagert werden, so 
sind die Ausrüstungsgegenstände sowie die Ladung und die 
Güter von Einfuhrabgaben einschließlich Verbrauchssteuern 
befreit, soweit sie nicht zum Ver- oder Gebrauch im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei freigegeben werden. Die 
zuständige Zollstelle ist unverzüglich von der Havarie zu unter- 
richten, und die Vorkehrungen für eine einfuhrabgabenfreie vor- 
übergehende Verwahrung der Waren sind zu treffen. 

Artikel 14 
Konsultationen 

Jede Vertragspartei kann eine Konsultation über jedes Thema 
von gegenseitigem Interesse beantragen. 

Artikel 15 
Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsparteien ermutigen die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Einrichtungen beider Länder, alle nur 
möglichen Formen der Zusammenarbeit einschließlich Work- 
shops und Ausbildungsschiffen, insbesondere im Zusammen- 
hang mit der Ausbildung von Fachleuten und technischen Fra- 
gen, wie Schiffssicherheit und Schiffsverkehrsdiensten, zü 
suchen und zu entwickeln. 

(2) Beide Vertragsparteien ermutigen die Reeder zur Zusam- 
menarbeit in der Seeschiffahrt. 

Artikel 16 
Streitbeilegung 

Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Abkommens werden gütlich durch Beratungen oder auf diploma- 
tischem Weg zwischen den Vertragsparteien beigelegt. 

Artikel 17 

Inkrafttreten, Geltungsdauer und Kündigung 

(1) Dieses Abkommen tritt am Tag der letzten Notifikation 
durch eine der beiden Vertragsparteien in Kraft, welche die erfor- 
derlichen gesetzlichen Verfahren abgeschlossen hat. 

(2) Dieses Abkommen bleibt für einen Zeitraum von fünf Jahren 
in Kraft und verlängert sich danach um jeweils weitere fünf Jahre. 
Das Abkommen kann von jeder Vertragspartei jederzeit unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten schriftlich gekündigt 
werden. 


Party shall be entitied, in compliance with the pertinent laws and 
regulations in force in the country of stay, to contact one another 
or to meet. 

(7) Without prejudice to the above provisions, the Contracting 
Parties’ regulations concerning entry, stay and departure of for- 
eigners shall remain unaffected. 

Article 13 
Incidents at Sea 

(1) Should a vessel of either Contracting Party be Involved in a 
shipping casualty in the territorial waters or ports of the other 
Contracting Party, the latter shall give all possible assistance to 
the vessel, crew members, cargo and passengers according to 
the international maritime conventions ratified by both countries. 
Each Contracting Party shall promptly notify the consular offi- 
cers, or In thelr absence the diplomatic representative, of the 
other Contracting Party when one of Its vessels is in distress, and 
inform them of measures taken, crew members, passengers, 
vessel, cargo and stores. 


(2) Where the cargo and other properties discharged or res- 
cued from the vessel involved in such shipping casualty need to 
be temporarily stored in the territory of the other Contracting 
Party, equipment, cargo and other properties shall be exempted 
from all customs duties and taxes on consumption unless such 
articles are released for consumption or use in the territory of the 
other Contracting Party. The competent customs branch Office 
shall be informed of the average without delay and the necessary 
arrangements shall be made for the temporary warehousing, free 
of Import duties, of the goods concerned. 

Article 14 
Consultations 

Either Contracting Party may request that a consultation be 
held on any matter of mutual Interest. 

Article 15 
Cooperation 

(1) The Contracting Parties shall encourage the shipowners 
and Institutions in either country connected with maritime ship- 
ping to seek and develop all forms of Cooperation possible 
including workshops and training vessels, especlally as regards 
the training of experts and technical questions such as maritime 
safety and vessel traffic Services. 

(2) Both Contracting Parties shall encourage the shipowners to 
cooperate in maritime shipping. 

Article 16 

Settlement of Disputes 

Disputes concerning the Interpretation or Implementation of 
thls Agreement shall be settied amicably through consultations 
and diplomatic channels between the Contracting Parties. 

Article 17 

Entry into Force, Duration and Termination 

(1) Thls Agreement shall enter into force on the date of the last 
notificatlon by either Contracting Party that has completed ne- 
cessary legal procedures. 

(2) Thls Agreement shall remain in force for a period of five 
years and shall subsequently be extended for successive periods 
of five years. It may be denounced by either Contracting Party at 
any time subject to six months prior wrltten notice. 
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Zu Urkund dessen haben die hierzu von ihren Regierungen 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses Abkommen unter- 
schrieben. 

Geschehen zu Jakarta am 28. Oktober 1996 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher, indonesischer und englischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Aus- 
legung des deutschen und des indonesischen Wortlauts ist der 
englische Wortlaut maßgebend. 


In witness whereof, the undersigned duly authorized thereto 
by their respective Governments, have signed this Agreement. 

Done at Jakarta on the 28th of October in the year one thou- 
sand nine hundred and ninety-six, in duplicate, in the German, 
Indonesian and English languages, all three texts being authen- 
tic. In case of divergence of interpretations of the German and 
Indonesian texts, the English text shall prevail. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
For the Government of the Federal Republic of Germany 
Heinrich Seemann 
Wolfgang Bötsch 

Für die Regierung der Republik Indonesien 
For the Government of the Republic of Indonesia 
Alatas 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der Republik 
Indonesien über die Seeschiffahrt ist am 28. Oktober 
1996 in Jakarta unterzeichnet worden. Es beruht auf dem 
Prinzip der Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung 
der Schiffe im gegenseitigen Seeverkehr und gewährt 
Inländergleichbehandlung für die Benutzung der Häfen. 
Es regelt die Behandlung von Schiffahrtsunternehmen, 
Schiff, Kapitän, Besatzung, Fahrgästen und Gütern im 
jeweils anderen Vertragsstaat und enthält Bestimmungen 
über den Transfer von Frachteinnahmen. Desweiteren 
regelt es technische Fragen des Seeverkehrs zwischen 
beiden Ländern. Im Rahmen von Konsultationen sollen 
die Durchführung des Abkommens überwacht und regel- 
mäßig Fragen des zweiseitigen Seeverkehrs sowie all- 
gemeine Fragen der internationalen Schiffahrt behandelt 
werden. 

Die positive wirtschaftliche Entwicklung Südostasiens ist 
mit einem Anwachsen der Warenströme verbunden. Dem 
Seeverkehr wird In diesem Zusammenhang eine beson- 
dere Bedeutung beigemessen. Langfristiges Ziel ist die 
Intensivierung der Seeverkehrsbeziehungen. Auch das 
Abkommen mit Indonesien wird sich in diesem Sinne 
positiv auswirken. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 definiert die im Abkommen mehrfach verwandten 
Begriffe „Zuständige Seeschiffahrtsbehörde“, „Schiffe 
einer Vertragspartei“, „Seeschiffahrtsunternehmen einer 
Vertragspartei“, „Besatzungsmitglied“, „Fahrgast“ und 
„Hoheitsgebiet“. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 Abs. 1 verpflichtet die Vertragsparteien, die Ent- 
wicklung des Seeverkehrs zwischen ihren beiden Ländern 
zu fördern. 

Absatz 2 räumt den Schiffen beider Seiten das Recht auf 
Teilnahme am gegenseitigen Seeverkehr und am Seever- 
kehr nach Drittstaaten (Cross-Trade) ein. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Rechte von Schiffen, die unter 
der Flagge eines Drittlandes fahren, zur Teilnahme an den 
Beförderungen im Rahmen des bilateralen Handelsaus- 
tausches der Vertragsstaaten nicht eingeschränkt wer- 
den. 

Absatz 4 räumt den Schiffen, die unter der Flagge eines 
Drittlandes fahren, jedoch von Seeschiffahrtsunterneh- 
men einer Vertragspartei eingesetzt sind, die gleichen 
Vergünstigungen ein, die Schiffe unter der Flagge einer 
Vertragspartei genießen. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 stellt klar, daß das Abkommen Rechte und Ver- 
pflichtungen aus anderen internationalen Übereinkom- 
men nicht berührt. 


Zu Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsparteien, im internationa- 
len Seeverkehr diskriminierende Handlungen jeder Art zu 
unterlassen, die die Seeschiffahrtsinteressen der anderen 
Vertragspartei benachteiligen. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 Abs. 1 räumt den Schiffen die Inländergleich- 
behandlung in den Häfen und Hoheitsgewässern der je- 
weils anderen Vertragspartei ein. 

Absatz 2 räumt den Seeschiffahrtsunternehmen günstige 
Bedingungen für die Einrichtung von Vertretungsbüros im 
jeweils anderen Land ein. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 räumt das Recht zur freien Verwendung und zum 
freien Transfer der im Gebiet der anderen Vertragspartei 
erzielten Frachteinnahmen ein. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 zählt die Ausnahmen auf, die vom Regelungs- 
bereich des Abkommens ausgeschlossen sind. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 regelt, daß die Schiffe einer Vertragspartei sowie 
deren Besatzungsmitglieder und Fahrgäste während ihres 
Aufenthalts In dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei deren einschlägigen Gesetze und Bestimmungen 
einzuhalten haben. Dies gilt auch für die Ladung und für 
das Ein- und Auslaufen in ihr oder aus ihrem Hoheits- 
gebiet sowie über den Betrieb und die Führung der 
Schiffe. 

Absatz 2 verdeutlicht, daß Fahrgäste, Besatzungsmitglie- 
der und Versender von Gütern die im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei geltenden Gesetze und sonstigen 
Vorschriften über Einreise, Aufenthalt und Ausreise der 
Fahrgäste und Besatzungen sowie Einfuhr, Ausfuhr und 
Lagerung von Gütern einzuhalten haben. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
Verzögerungen bei den Liegezeiten und in der Abfer- 
tigung zu vermeiden, um so die Beförderung auf dem 
Seeweg zu erleichtern und zu fördern. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Staatszugehörigkeit von Schiffen. 

Absatz 2 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Schiffspapiere sowie des Schiffsmeßbriefes. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Reisedokumente und gesteht den Seeleuten der Ver- 
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tragsparteien, die im Besitz eines ordnungsgemäß aus- 
gestellten Reisedokumentes sind, die in Artikel 12 aufge- 
führten Rechte zu. Absatz 1 regelt ebenfalls die Anerken- 
nung von Reisedokumenten nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens. 

Absatz 2 definiert den Begriff Reisedokument. 

Absatz 3 regelt, daß für Besatzungsmitglieder aus Dritt- 
ländern als Reisedokument die von den zuständigen 
Behörden der Drittländer ausgestellten Dokumente gel- 
ten. Sie müssen den jeweiligen innerstaatlichen Vorschrif- 
ten der Vertragsparteien für die Anerkennung als Paß 
oder Paßersatzpapier genügen. 

Absatz 4 verpflichtet die Vertragsparteien zur formlosen 
Rückübemahme von Personen, die mit einem von Ihnen 
ausgestellten Ausweispapier im Sinne des Artikels 11 
Abs. 1 in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
eingereist sind. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 Abs. 1 und 2 regeln die Bedingungen im Hafen- 
staat für den Landgang, den Schiffswechsel und für die 
Heimreise der Besatzungsmitglieder. 

Absatz 3 bestimmt, daß die nach Absatz 2 erforderliche 
Aufenthaltsgenehmigung in möglichst kurzer Zelt zu ertei- 
len ist. 

Absatz 4 räumt erkrankten Besatzungsmitgliedern die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes im Hafenstaat 
ein. 

Nach Absatz 5 behalten sich die Vertragsparteien das 
Recht vor, unerwünschten Personen die Einreise zu ver- 
wehren. 

Nach Absatz 6 sind die Bediensteten der Diplomatischen 
Mission und der Konsularischen Vertretungen einer Ver- 
tragspartei sowie die Besatzungsmitglieder der Schiffe 
dieser Vertragspartei berechtigt, miteinander Kontakt auf- 
zunehmen. 


Absatz 7 stellt klar, daß vorbehaltlich der Bestimmungen 
in den Absätzen 1 bis 6 die Regelungen des Ausländer- 
rechts unberührt bleiben. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 Abs. 1 verpflichtet die Vertragsparteien zur 
Hilfe, wenn Schiffe der anderen Vertragspartei in ihrem 
Hoheitsgebiet in Seenot oder andere Gefahren geraten. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen über die fiskalische 
Behandlung der in Notfällen ausgeladenen Güter. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 regelt die Möglichkeit für jede Vertragspartei, 
eine Konsultation über jedes Thema von gegenseitigem 
Interesse zu beantragen. 

Zu Artikel 15 

In Artikel 15 Abs. 1 werden die Reeder und die mit der 
Seeschiffahrt verbundenen Institutionen beider Länder 
durch die Vertragsparteien aufgefordert, alle möglichen 
fachlichen Beziehungen zu suchen und zu entwickeln. 

In Absatz 2 werden die Reeder beider Vertragsparteien 
zur Zusammenarbeit in der Schiffahrt aufgefordert. 

Zu Artikel 16 

Artikel 16 schafft die Möglichkeit, Streitigkeiten über die 
Auslegung oder Anwendung des Abkommens auf diplo- 
matischem Wege beizulegen. 

Zu Artikel 17 

Artikel 17 Abs. 1 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Abkommens. 

Absatz 2 legt die Gültigkeit des Abkommens auf fünf 
Jahre fest. Danach stillschweigende Verlängerung um 
jeweils weitere fünf Jahre. Absatz 2 sieht außerdem die 
Möglichkeit der schriftlichen Kündigung und das darauf 
folgende Außerkrafttreten vor. 
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